
2012-12-13 Stadt Dessau-Roßlau  
 
 
 
 
                                                                                                                                         
 
  Vorlage 

 
Drucksachen-Nr.: DR/BV/391/2012/VI-60 

Einreicher: Bauverwaltungsamt 
 

 
Beratungsfolge Status Termin Für Gegen Enthaltung Bestätigung
Dienstberatung des Ober-
bürgermeisters 

nicht öf-
fentlich 17.12.2012     

Ausschuss für Bauwesen, 
Verkehr und Umwelt 

öffentlich 15.01.2013     

Haupt- und Personalaus-
schuss 

öffentlich 16.01.2013     

Stadtrat öffentlich 30.01.2013     
 
 
Titel: 
 
1. Änderung zur Satzung über die Erhebung von einmaligen Straßenausbaubeit-
rägen im Gebiet der  Stadt Dessau-Roßlau vom 10.12.2008 - veröffentlicht im 
Amtsblatt vom 31. Januar 2009  (Ausgabe 2/2009) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird die 1. Änderung zur Satzung über die Erhebung von einmaligen Straßen-
ausbaubeiträgen im Gebiet der Stadt Dessau-Roßlau beschlossen. 
 
 
Gesetzliche Grundlagen: Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 

(GO LSA), Kommunalabgabengesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (KAG LSA)  

Bereits gefasste und/oder zu ändernde Beschlüsse: DR/BV/026/2008/VI-60 - Straßenausbaubeitrags-
satzung, Stadtrat vom 10.12.2008 

Vorliegende Gutachten und/oder Stellungnahmen: - 
Hinweise zur Veröffentlichung: Amtsblatt      
 
 

 
Relevanz mit Leitbild 
 
 

Handlungsfeld  Ziel-Nummer 
Wirtschaft, Tourismus, Bildung und Wissen-
schaft 

       

Kultur, Freizeit und Sport        
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr        
Handel und Versorgung        
Landschaft und Umwelt        
Soziales Miteinander        
 

Vorlage nicht leitbildrelevant  
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Finanzbedarf/Finanzierung: 
 
 
Zusammenfassung/ Fazit: 
 
 
Begründung: siehe Anlage 1 
 
 
 
Für den Einreicher: 
 
 
 
Beigeordneter 
 
 
beschlossen im Stadtrat am: 
 
 
  
Dr. Exner Hoffmann Storz 
Vorsitzender des Stadtrates 1. Stellvertreter 2. Stellvertreter 
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Anlage 1: 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Bauwesen, Verkehr und Umwelt am 11.09.2012 
waren die künftigen Investitionen der DESWA GmbH im Abwasserbereich ein 
Schwerpunktthema. Neben der grundsätzlichen finanziellen Beteiligung der Stadt an 
diesen Maßnahmen wurden die zeitlichen Probleme bei der Umsetzung der Investiti-
onsvorhaben durch die praktische Anwendung der im § 1 Absatz 4 der Straßenaus-
baubeitragssatzung (Zustimmung der Beitragspflichtigen) getroffenen Regelungen 
angesprochen, die insgesamt erfahrungsgemäß über ein Jahr in Anspruch nehmen.  
 
Durch die DESWA GmbH als Träger der örtlichen Abwasserentsorgung wurde für die 
kommenden Jahre ein steigender Bedarf an Kanalsanierungen angekündigt, der zeit-
lich differieren kann und für den ein optimaler Fördermitteleinsatz zu sichern ist. Das 
bisherige oben genannte Beteiligungsverfahren wird aus den Erfahrungen der letzten 
Jahre als extrem hinderlich angesehen. 
 
In den Jahren 2009 – 2011 wurden durch die Mitarbeiter des Sachgebietes Beiträge 
des Bauverwaltungsamtes für 67 Straßen Straßenausbaubeiträge berechnet. Dabei 
handelt es sich um 29 Abrechnungsmaßnahmen und 38 Vorbereitungsmaßnahmen 
(darunter ca. 95 % Anliegerstraßen mit Abstimmungserfordernis). Die 38 Vorbe-
reitungsmaßnahmen unterteilen sich in 4 Maßnahmen mit kompletten, grundhaften 
Ausbau, 5 Beleuchtungsmaßnahmen des Eigenbetriebes Stadtpflege und 29 Maß-
nahmen der Teileinrichtung Oberflächenentwässerung (DESWA). Da es sich dabei 
um 76 % Straßenbaumaßnahmen in Anliegerstraßen im Zusammenhang mit Maß-
nahmen der DESWA handelte, hat für ca. 80 %  dieser Maßnahmen nach Ablehnung 
durch die Beitragspflichtigen der Stadtrat über den Bau der Maßnahme entschieden.  
 
Um die optimale Durchführung bei Kanalerneuerungsmaßnahmen  zu sichern, soll 
der § 1 Absatz 4 Satz 3 der Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt Dessau-
Roßlau dahingehend ergänzt werden, dass auf eine Zustimmung der Bei-
tragspflichtigen für Maßnahmen der Teileinrichtung Oberflächenentwässerung im 
Zusammenhang mit Maßnahmen der DESWA GmbH verzichtet wird. 
 
Letzteres begründet sich auch aus dem Sinn der Bürgerbeteiligung, da die kostenre-
levanten Einflussmöglichkeiten des Bürgers auf die Ausführung dieser Teileinrich-
tung, für die ein anderer Vorhabensträger die Vorgaben gibt, ver-gleichsweise gering 
sind und wie die oben genannte Praxis zeigt, immer wieder vom Stadtrat abschlie-
ßend entschieden werden muss.   
 
Anlage 2 -   1. Änderung zur Satzung über die Erhebung von einmaligen Straßenaus- 
                   baubeiträgen im Gebiet der Stadt Dessau-Roßlau 
         
 
 
- 


